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Für viele Branchenkenner war es schwer vorstellbar, dass 
der Boom im Wohnungsbau einmal zu Ende geht. Beim 
Bau weisen die Zeichen in Richtung Trendwende. So ist 
die Zahl der Stornierungen von Projekten im August wie-
der gestiegen. Das geht aus einer aktuellen Umfrage des 
Münchner Ifo-Instituts hervor. 11,6 Prozent der befragten 
Unternehmen sind betroffen. Der langjährige Höchstwert 
lag im Mai bei sogar knapp 16 Prozent. Danach entspann-
te sich die Lage leicht, nun steigt die Zahl der abgebla-
senen Vorhaben erneut und entfernt sich immer weiter 
vom langjährigen Mittelwert, der bei 2 Prozent liegt. „Seit 
April sehen wir, dass auffällig viele Projekte gestrichen 
werden“, sagte Ifo-Forscher Felix Leiss. Die Rahmen-
bedingungen für den Wohnungsbau hätten sich in den 
vergangenen Monaten deutlich verschlechtert: Die Bau-
kosten lägen auf einem extrem hohen Niveau, hinzu kä-
men steigende Finanzierungszinsen und eingeschränkte 
Fördermöglichkeiten.

Das belaste die Kalkulationen potenzieller Bauherren 
schwer. „Einige Projekte werden damit unrentabel“, sag-
te Leiss. Seine Beobachtung: „Mit Blick auf die künftige 
Entwicklung greift die Angst um sich.“ Sehr viele Firmen 
befürchteten rückläufige Geschäfte. Der sogenann-
te Erwartungsindikator des Ifo-Instituts ist aktuell auf 

48,3 Punkte gefallen. Das ist 
der niedrigste Wert seit Be-
ginn der Erhebungen.

Nach mehr als einem Jahrzehnt mit boomendem  
Wohnungsbau kommen nun viele negative Faktoren zu-
sammen. Die Engpässe bei Baustoffen haben sich zwar 
etwas entschärft. „Dennoch ist das Material weiterhin 
vielerorts knapp und teuer“, sagte Leiss. Dabei spielt 
eine wichtige Rolle, dass vor gut einem Jahr nach dem 
Auslaufen der Pandemiebeschränkungen staatliche 
Konjunkturprogramme gepaart mit niedrigen Zinsen 
Privatleute und Profi-Investoren ermutigten, Neues zu 
bauen.

Was beispielsweise die Nachfrage nach Holz und Stahl 
in die Höhe katapultierte. Der nächste Schlag kam mit 
dem Krieg in der Ukraine – Russland war ein wichtiger 
Holz- und Stahllieferant für die EU. Jetzt kommen noch 
die kräftig gestiegenen Energiepreise hinzu. Die machen 
Baumaterial, das häufig unter Einsatz von viel Strom und 
Gas erzeugt wird, teurer. Aber auch die hohen Treibstoff-
kosten schlagen durch. Die Fachleute des Ifo-Instituts 
gehen davon aus, dass „sehr viele Bauunternehmen“  
weitere Preiserhöhungen planen.

DIE ANGST GREIFT UM SICH

In der Baubranche werden immer mehr Vorhaben wegen steigender  
Kosten gestrichen

Wir bauen Niedersachsen
Die niedersächsische Bauwirtschaft hat zur 19. Legislaturperiode ihre politischen 
Positionen formuliert. 
Der Bauindustrieverband Niedersachsen-Bremen, der 
Baugewerbe-Verband Niedersachsen sowie die Lan-
desvereinigung Bauwirtschaft machen deutlich, dass 
passende Rahmenbedingungen erforderlich sind, da-
mit gemeinsam mit den privaten öffentlichen Auftrag-
gebern die anstehenden (Bau-)Aufgaben bewältigt 
werden können. 

Die Bauwirtschaft ist die Schlüsselbranche für Wachstum 
und Beschäftigung in Niedersachsen – mit ihren Betrie-
ben aus dem Bau- und Ausbaugewerbe und der Bauin-
dustrie. Kaum eine gesellschaftliche Herausforderung in 
Niedersachsen lässt sich ohne Bauen bewältigen. 

In der nächsten Ausgabe des Baurundblick werden die 
Bau-Positionen ausführlich vorgestellt. 

Ifo-Forscher Felix Leiss
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In einem dramatischen Appell an die Politik mahnen die 
niedersächsischen Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände 
schnelle und wirksame Maßnahmen zur Stabilisierung der 
Energiemärkte an.  Tatsächlich handelt es sich hierbei nicht 
nur um einen Aufruf, sondern um einen Notruf. Denn das 
sogenannte dritte Entlastungspaket reicht nicht aus, um die 
Folgen der steigenden Energiekosten effektiv zu bekämp-
fen. Offenbar werden die Auswirkungen auf Unternehmen, 
den Wirtschaftsstandort Deutschland und die Gesellschaft 
insgesamt weiterhin unterschätzt.

Allein die Geschlossenheit der 53 Institutionen, die die-
ser Notruf eint, deutet unmissverständlich auf den Ernst 
der Lage hin. Untermauert wird dies mit konkreten Zahlen: 
Die Energiekostensteigerungen verschiedener Branchen 
verdeutlichen, dass es schlicht keine Spielräume gibt, dass 

– jetzt – gehandelt werden muss. Die Bauindustrie zum Bei-
spiel rechnet für 2023 mit einer Verdoppelung der Strom-
kosten. Zudem sind die Zulieferer bedroht, von deren Pro-
dukten die Baumaßnahmen abhängig sind. 

Deshalb ist nicht einzusehen, warum die bekannten Lö-
sungswege nicht endlich eingeschlagen werden. Die Bun-
desregierung muss die Steuern und Umlagen auf Strom 
und Gas spürbar reduzieren. Außerdem gehört alles auf 
den Prüfstand, was die Energiepreise beeinflusst. Und Brüs-
sel muss den EU-Strommarkt kurzfristig vom Gasmarkt 
entkoppeln. Eine Preisdeckelung der Gasmenge, die zur 
Stromproduktion eingesetzt wird, wäre ein passendes Mit-
tel. Wenn nichts passiert, treffen uns die wirtschaftlichen 
und sozialen Folgen mit voller Wucht. 

Brüssel und Berlin müssen jetzt handeln

Zum Anfang September stattfindenden Fachkräftegip-
fel, zu dem Bundesbildungsministerin Bettina Stark-
Watzinger, Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und 
Bundeswirtschaftsminister Dr. Robert Habeck zentrale 
Akteure aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Politik 
geladen hatten, äußert sich Tim-Oliver Müller, Haupt
geschäftsführer des Hauptverbandes der Deutschen 
Bauindustrie, wie folgt:

"Wir haben seit dem Beschäftigten-Tiefpunkt 2009 un-
gefähr 460.000 Personen eingestellt, abzüglich der Ren-
tenabgänge war dies ein Plus von knapp 207.000 Perso-
nen. Das hat keine andere Branche geschafft. Aber: Im 
Jahr 2030 fehlen uns über 100.000 Bauarbeiter:innen, 
besonders wegen unserer Altersstruktur. Wie für viele 
Branchen erhöht sich damit der Fachkräftedruck auch 
am Bau sowie die Notwendigkeit, mit attraktiven Rah-
menbedingungen und interessanten Berufsbildern, um 
Nachwuchs zu werben.

Die Gewinnung von Fachkräften stellt für immer mehr 
Unternehmen der Branche gleichzeitig das größte Ri-
siko für ihr weiteres Wirtschaften dar. Daher begrüßen 

wir als BAUINDUSTRIE den 
ressortübergreifenden An-
satz der Bundesregierung, 
gezielte Maßnahmen gegen 
den Fachkräftemangel zu er-
greifen. Der Schulterschluss 
mit den Sozialpartnern erhöht 
dabei die Chance, am Ende 
gemeinsam tragfähige Konzepte zu erarbeiten. Aus Sicht 
der Bauwirtschaft muss dabei neben der Aktivierung aller 
in- und ausländischen Potenziale verstärkt daraufgesetzt 
werden, den bestehenden Personalpool durch Quali-
fizierung an der technologischen und digitalen Trans-
formation zu beteiligen. Ein verstärkter Einsatz digitaler 
Werkzeuge, Methoden und Prozesse sowie der Abbau 
von Verwaltungsaufwand durch Vereinheitlichung von 
Vorschriften und die Verzahnung von Planen und Bau-
en können dazu beitragen, die Wertschöpfung auch bei 
geringerem Personaleinsatz zu steigern. Diesen Weg 
werden wir als BAUINDUSTRIE weiterverfolgen und un-
terstützen alle zweckmäßigen Ansätze gern mit unseren 
Strukturen und unserem Know-how."

   2030 fehlen uns mehr als  
100.000 Beschäftigte am Bau 

Tim-Oliver Müller,  
Hauptgeschäftsführer des 

Hauptverbandes der  
Deutschen Bauindustrie
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Im Gespräch mit Dr. Volker Müller, Hauptgeschäftsführer 
der Unternehmerverbände Niedersachsen e.V. 

Am 9. Oktober 2022 wird in Niedersachsen ein neuer Land-
tag gewählt. Was sind die wesentlichen Forderungen der 
niedersächsischen Wirtschaft?

Dr. Volker Müller: Nachhaltige Rohstoffpolitik ist die Basis 
einer erfolgreichen Wettbewerbs- und Innovationspolitik, 
um industrielle Wertschöpfungsketten, Wohnungsbau und 
Verkehrsinfrastruktur zu gewährleisten. Die Politik muss die 
Wettbewerbsfähigkeit erhalten, Planungssicherheit für kapi-
talintensive Investitionen schaffen und Genehmigungsver-
fahren durch ein einheitliches und schlankes Regelwerk we-
sentlich vereinfachen. Genehmigungsverfahren sind jedoch 
zunehmend unübersichtlich. Neue Gesetze und Regulierun-
gen muss die Clearingstelle der Landesregierung deshalb 
auf jeden Fall bereits bei ihrer Entstehung überprüfen. 

Für die Baubranche fordern wir den dringend notwendigen 
Ausbau der Bundesfernstraßeninfrastruktur, eine Neuver-
handlung des Landes-Raumordnungsprogramms (LROP) 
zur Sicherung künftiger Rohstoff-Abbaugebiete und die Ak-
zeptanz für Deponien der Klasse I sowie den verstärkten Aus-
bau von Deponien der Klasse II. 

Wie sehen Sie Niedersachsen im bundesweiten Länderran-
king?

Dr. Volker Müller: Im bundesweiten Länderranking muss Nie-
dersachsen sich nicht verstecken. Bei der Anzahl neu errich-
teter Wohngebäude standen wir 2020 und 2021 in Deutsch-
land auf Platz vier. Die Bauwirtschaft hat im Jahr 2020 in 
Niedersachsen insgesamt 30.272 Wohnungen fertiggestellt 
– 6,8 Prozent mehr als im Vorjahr. Trotzdem werden allein 
in Niedersachsen bis zum Jahr 2040 222.000 zusätzliche 
Wohnungen benötigt. Um dieses Ziel zu erreichen, darf die 
Politik Bauvorhaben nicht mit falscher Rohstoffpolitik und 
rechtlichen Hürden im Baustoff-Recycling ausbremsen. 
Auch in diesem Kontext sind Bürokratieabbau, eine Digita-
lisierung der Verwaltung und vereinfachte Genehmigungs-
verfahren Grundvoraussetzungen.

Der Bund hat mit dem LNG-Beschleunigungsgesetz 
(LNNG) sowie dem Bundeswehrbeschaffungsbeschleuni-
gungsgesetz (BwBBG) Maßnahmen zur Beschleunigung 
und Vereinfachung von Vergabeverfahren beschlossen. So 
werden u.a. die Anwendung der Mittelstandsklausel in § 97 
Abs. 4 ausgesetzt, die Informations- und Wartepflicht sowie 
die damit zusammenhängende Regelung zur Unwirksam-
keit ausgesetzt und die besondere Dringlichkeit der Verga-
be in der Regel als gegeben vorgesehen.

Darüber hinaus bestehen nun-
mehr Überlegungen, sich auch 
für den Wohnungsbau am LNNG 
bzw. am BwBBG zu orientieren 
sowie generell das Vergaberecht 
dahingehend zu überarbeiten.

Wie beurteilen Sie diese  
Initiative?

Dr. Volker Müller: Das LNG-Beschleunigungsgesetz zeigt, 
was möglich ist, wenn es politisch gewollt ist. So muss es 
auch beim Wohnungsbau laufen. Wir brauchen eine sichere 
Plattform für digitale Genehmigungsverfahren. Stattdessen 
hat sich die Dauer von Genehmigungsverfahren im Umwelt-
bereich seit 2010 fast verdoppelt. Insbesondere die aufgrund 
europäischer Vorgaben entfallene materielle Präklusion 
zieht Genehmigungsverfahren in Deutschland unverhältnis-
mäßig in die Länge – ebenso das zu jedem Zeitpunkt des Ver-
fahrens mögliche Verbandsklagerecht, das Verbänden die 
Möglichkeit gibt, gegen Verfahren gerichtlich vorzugehen, 
auch wenn sie selbst weder räumlich noch sachlich direkt 
betroffen sind. Daher sollten Verbände nur gegen Vorhaben 
klagen dürfen, wenn ihre Belange direkt betroffen sind oder 
es keine ordnungsgemäße Beteiligung im Genehmigungs-
verfahren gab. 

Die Höchstdauer von Genehmigungsverfahren muss ver-
bindlich begrenzt werden, es müssen gesetzliche Stich-
tagsregelungen mit möglichst kurzen Standardfristen für 
Einsprüche gelten. Bei neuer Gesetzgebung muss der büro-
kratische Mehraufwand begrenzt bleiben. Außerdem sollte 
der Bund häufiger Planungsverfahren per Gesetz beschlie-
ßen und damit aus dem Verwaltungsverfahren herauslösen. 
Aufgrund des Ampel-Versprechens, 1,6 Millionen neue Woh-
nungen in vier Jahren zu bauen, besteht hier dringend un-
bürokratischer Handlungsbedarf.

Der Ukraine-Krieg hat deutlich gemacht, wie wichtig die 
Rohstoffversorgung für unser Land ist. Einen Beitrag zur 
Schonung mineralischer Rohstoffreserven könnte der ver-
stärkte Einsatz von Recycling-Baustoffen bei Bauvorhaben 
sein. Trotz der im Niedersächsischen Abfallgesetz veran-
kerten Vorbildfunktion der öffentlichen Hand und der Ver-
pflichtung, auf die Verwendung von Recycling-Baustoffen 
in Ausschreibungen hinzuwirken, schreiben viele nieder-
sächsische Kommunen weiterhin die Verwendung von na-
türlichen Gesteinen vor. Wie könnte man aus Ihrer Sicht zu 
einer Verstärkung des Einsatzes von Recycling-Baustoffen 
bei öffentlichen Bauvorhaben kommen?

KURZ VOR DER WAHL

Dr. Volker Müller,  
Hauptgeschäftsführer der 

Unternehmerverbände  
Niedersachsen e.V. 

weiter auf Seite 4
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Die Stiftung der Bauindustrie Niedersachsen-Bremen 
hat die CO2-Bilanz von Beton untersuchen lassen und 
den Schwerpunkt auf die Nutzungsphase und die Nach-
nutzung gelegt.

Stiftungsratsvorsitzender Frank Siebrecht fasst das Er-
gebnis zusammen: „Die CO2-Bilanz von Beton muss über 
den gesamten Lebenszyklus betrachtet werden. Während 
der Nutzungsphase und besonders in der Nachnutzung 
nimmt Beton über die natürliche Karbonatisierung näm-
lich wieder atmosphärisches CO2 aus der Umgebung auf.“ 
Dieser Aspekt bleibe in der Diskussion über die CO2-Bilanz 
von Baustoffen viel zu oft außen vor. Immerhin sei Beton 
der vielseitigste und preiswerteste Massenbaustoff unse-
rer Zeit und für die Wirtschaft unverzichtbar.

Zwar wird zu Beginn des Lebenszyklus von Beton CO2 frei-
gesetzt, zum Beispiel bei der Gewinnung der Rohstoffe, 
bei der Produktion von Zement oder beim Transport. Im 
Laufe der Zeit nimmt Beton hingegen wieder CO2 auf.

Der Stiftung ist diese Erkenntnis besonders wichtig, da in-
tensiv daran gearbeitet werde, vor allen Dingen den Her-
stellungsprozess von Beton und Zement klimabewusster 
zu gestalten. Siebrecht: „Jeder Fortschritt macht Beton 
als Baustoff und in der Öko-Bilanz attraktiver – zu Beginn 
wie am Ende des Lebenszyklus.“ Auch die Wiederverwen-
dung von Beton im Sinne der Kreislaufwirtschaft müsse 
größere Bedeutung erfahren. Rezyklierte Gesteinskör-
nungen aus dem Abbruch sollten im Stoffkreislauf dem 

Hochbau wieder zugeführt 
werden. „Der Einsatz von soge-
nanntem R-Beton habe noch 
großes Potenzial“, macht Sieb-
recht deutlich: „Auftraggeber 
und Planer sind hier gefor-
dert. Die Bauindustrie kann mit  
R-Beton bauen.“ So werde auch 
Beton seinen Beitrag zu nachhaltigem und klimagerech-
tem Bauen leisten.

Christoph Begemann von der lpi Ingenieurgesellschaft 
mbH, Hannover, der mit seinem Team die „Studie zur ge-
samtheitlichen CO2-Bilanzierung der Betonweise unter 
besonderer Berücksichtigung der (Nach-) Nutzungspha-
se“ durchführte, ergänzt: „Die Untersuchung verweist auf 
wissenschaftliche Studien, die zeigen, dass weltweit bereits 
jährlich ca. 250 Megatonnen Kohlenstoffdioxid durch Kar-
bonatisierung von zementösen Materialien der Atmosphä-
re wieder entzogen werden.“ Eine übliche Sichtbetonstütze 
z.B. kann im Laufe der Nutzungsphase über 50 Jahre ca. 
46 kg CO2 je Kubikmeter Beton wieder aufnehmen.

Außerdem könne die Karbonatisierung mit technischer 
Unterstützung vorangetrieben werden. Begemann: „Aktu-
elle Forschungen und erste praktische Anwendungen zei-
gen, wie Beton als CO2-Speicher durch beschleunigte Kar-
bonatisierung von Abbruchmaterial genutzt werden kann.“

Die Studie kann über die Stiftung der Bauindustrie Niedersachsen-
Bremen (stiftung@bauindustrie-nord.de) abgerufen werden.

Beton nimmt CO2 auf und speichert es während und nach der Nutzung

Die Entsorgungskosten haben sich zum echten Baukosten-
treiber entwickelt – aufgrund unausgewogener Rahmen-
bedingungen für das Recycling und für die Verwertung von 
mineralischen Bauabfällen sowie schwindender Deponie-
kapazitäten. Die Mantelverordnung hilft in der verabschie-
deten Fassung nicht, weil sie diesem Trend nicht entgegen-
wirkt. Hier besteht dringender Nachbesserungsbedarf, der 
mit Hilfe der Öffnungsklausel auf Länderebene eingebracht 
werden sollte.

Sekundärbaustoffe sollten bei technologischer Eignung und 
Einhaltung der Anforderungen an die Umweltverträglichkeit 
bei Ausschreibungen bevorzugt eingesetzt werden – vor al-
lem bei Landes- und Gemeindeausschreibungen. Stattdes-
sen werden Sekundärbaustoffe weiterhin benachteiligt, weil 

beispielsweise im Verkehrsbau explizit ausschließlich natür-
liche Gesteinskörnungen zugelassen werden. Dies wider-
spricht den Vorgaben aus dem Kreislaufwirtschaftsgesetz 
und dem Niedersächsischen Abfallgesetz.

Besonders spannend werden Bauvorhaben wie der Wissen-
schafts- und Technologiepark Hannover sein. Hier wird ein 
sechs- bis siebengeschossiges Gebäude mit einem Stahl
betonkern und einem darauf stehenden Holzbau geplant. 
Lediglich das Erdgeschoss und das erste Obergeschoss bil-
den einen massiven Stahlbetonsockel.

Innovationen für Recycling und das Schließen von Stoffkreis-
läufen sowie moderne Ideen beim Thema Baustoffe müssen 
künftig verstärkt im Fokus der Politik stehen. 

Fortsetzung von Seite 3

ZUKUNFT BETON 

Stiftungsratsvorsitzender 
Frank Siebrecht


